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A N F R A G E von Manuel Sahli (AL, Winterthur), Laura Huonker (AL, Zürich) und Judith Stofer 

(AL, Zürich) 
 
betreffend Racial Profiling 
______________________________________________________________________________ 
 
Racial oder auch Ethnic Profiling bezeichnet unter anderem die selektiv aufgrund von äusseren 
Erkennungsmerkmalen durchgeführten Personenkontrolle durch die Polizei. Insbesondere Men-
schen mit dunkler Hautfarbe sind überdurchschnittlich häufiger von Polizeikontrollen betroffen 
als Personen mit heller Hautfarbe, auch in der Schweiz. Doch auch hellhäutige Personen kön-
nen von solch einem Vorgehen betroffen sein, wenn ihr Aussehen auf eine Herkunft aus arabi-
schen Staaten oder auf Fahrende schliessen lässt. Solche Polizeikontrollen sind nicht nur dis-
kriminierend und stellen die betroffenen Personen aufgrund ihres Äusseren unter Generalver-
dacht, sondern können auch als entwürdigend empfunden werden. 

Auch verstösst das Racial Profiling gegen mehrere Artikel der Bundesverfassung, unter ande-
rem des Rassendiskriminierungsverbots (Art. 8 Abs. 2 Bundesverfassung), das Willkürverbot 
sowie den Grundsatz von Treu und Glauben (Art. 9 BV) und gegen die Persönlichkeitsrechte 
(Art. 13 BV). Auch kann solch ein Handeln nicht als verhältnismässig bezeichnet werden  
(Art. 5 Abs. 2 BV). 

Leider konnte die Kantonspolizei Zürich in bisherigen Stellungnahmen keine befriedigende Ant-
wort zu diesem Thema geben. 
 
Wir bitten den Regierungsrat um die Beantwortung der folgenden Fragen: 
 
1. Ist sich der Regierungsrat dieser Problematik bewusst? 

 
2. Ist die Frage des «Racial Profiling» Teil der Ausbildung der Kantonspolizei? Wenn ja, in wel-

cher Form? 
 
3. Welche Dienstvorschriften bestehen bei der Kantonspolizei Zürich, um Personenkontrollen 

aufgrund von Racial- und Ethnic Profiling zu verhindern? 
 

4. Bei der Stadtpolizei Zürich befasst sich eine Arbeitsgruppe mit diesem Thema. Gibt es bei 
der Kantonspolizei ebenfalls eine Arbeitsgruppe? 

 
5. Die Ombudsstelle der Stadt Zürich befasst sich bereits mehrfach mit diesem Thema. Gab es 

auf kantonaler Ebene ähnliche Beschwerden an Ombudsstellen in den letzten Jahren? 
 
6. Gemäss dem kantonalen Polizeigesetz darf solch eine Kontrolle auch nicht grundlos durch-

geführt werden, sondern ist nur zur Erfüllung polizeilicher Aufgaben zulässig (Art. 21 Abs. 1 
Polizeigesetz). Welches ist dann ein hinreichender Grund für eine Kontrolle eines dunkel-
häutigen Schweizers aus fremdenpolizeilichen Gründen? 
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